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Beschlussvorschlag

1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
der Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf der Satzung über die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ eingegangenen 
Stellungnahmen hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Neuburg unter 
Beachtung des Abwägungsgebotes mit folgendem Ergebnis, wie im 
Abwägungsvorschlag (Anlage 1) dargestellt, geprüft. 

Es ergeben sich:
-  zu berücksichtigende Stellungnahmen,
-  teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen
-  nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen.

Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde 
Neuburg zu Eigen und ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, die Anregungen erhoben bzw. Stellungnahmen 
abgegeben haben, von diesem Ergebnis der Abwägung unter Angabe der 
Gründe in Kenntnis zu setzen.

Begründung:
Die Gemeinde Neuburg hat das Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 2 als vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes beschränkt sich im Teilbereich 1 der Änderung auf die 
Anpassung der Baugrenzen innerhalb des WA 3 Gebietes östlich der Dorfstraße 
und der Festsetzung eines öffentlichen Parkplatzes. Die Erweiterung der Fläche 
für den ruhenden Verkehr (öffentlicher Parkplatz) erfolgt unter Berücksichtigung 
des vorhandenen und geschützten Großbaumbestandes. Im Teilbereich 2 der 
Änderung wurde die Modifizierung der ausnahmsweise zulässigen Nutzungen und 
die Zulässigkeit von Ferienwohnungen innerhalb der festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebiete des Ursprungsbebauungsplanes vorgenommen.



Auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der 
berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 
BauGB wurde verzichtet. Eine Abstimmung mit den Nachbargemeinden war aus 
Sicht der Gemeinde Neuburg nicht erforderlich. Die Gemeinde Neuburg hat die 
Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB und nach § 4 Abs. 2 BauGB mit den 
Entwurfsunterlagen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 durchgeführt.

Die Planunterlagen einschließlich Begründung lagen in der Zeit vom 28.06.2019 
bis einschließlich 30.07.2019 im Amt Neuburg öffentlich aus. Im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wurden Stellungnahmen von der Öffentlichkeit zu den 
Entwurfsunterlagen abgegeben. Die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 27.06.2019 beteiligt und haben 
Stellungnahmen abgegeben.

Die Gemeinde Neuburg hat alle im Planverfahren eingegangenen 
Stellungnahmen gesammelt, bewertet und gewichtet.
Es ergeben sich:
- zu berücksichtigende Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen und
- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen.
Darüber hinaus liegen Stellungnahmen vor, die keine abwägungserheblichen 
Belange beinhalten und somit zur Kenntnis genommen werden.

Die Abwägungsvorschläge zu den einzelnen Stellungnahmen sind dieser 
Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. Die Planunterlagen werden um die 
Ergebnisse der Abwägung ergänzt. Die Einarbeitung der Abwägungsergebnisse 
führt nicht zu einer erneuten Auslegung der Planunterlagen.

Es wird eine deklaratorische Anpassung der Plangeltungsbereichsgrenze an die 
Grundstücksgrenze aufgrund von Kartenungenauigkeiten des 
Ursprungsbebauungsplanes vorgenommen, sodass die Baugrenze des 
Klanghauses nicht mehr berührt wird.
Die ausnahmsweise Zulässigkeit von Gartenbaubetrieben wird entsprechend dem 
Ursprungsbebauungsplan beibehalten, von dem generellen Ausschluss wird 
abgesehen. Dies führt nicht zu einer erneuten Auslegung der Planunterlagen. Das 
bisher geltende Satzungsrecht wird beibehalten.

Die innere Gliederung der festgesetzten Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung öffentlicher Parkplatz erfolgt nicht 
im Rahmen des Bebauungsplanes, sondern unter Berücksichtigung des 
vorhandenen und geschützten Baumbestandes und der geplanten Anpflanzungen 
hinsichtlich der Anzahl und Anordnung der Parkplätze in der nachgelagerten 
technischen Planung und im Baugenehmigungsverfahren auf der Grundlage eines 
Stellplatzkonzeptes.

Bemerkung:
Aufgrund des § 24 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern waren keine Mitglieder der Gemeindevertretung von der Beratung 
und Abstimmung ausgeschlossen.

Sachverhalt

Finanzielle Auswirkungen
GESAMTKOSTEN AUFWAND/AUSZAHLUNG 

IM LFD. HH-JAHR
AUFWAND/AUSZAHLUNG 
JÄHRL.

ERTRAG/EINZAHLUNG 
JÄHRL.



00,00 € 00,00 € 00,00 € 00,00 €
FINANZIERUNG DURCH         VERANSCHLAGUNG IM HAUSHALTSPLAN
Eigenmittel 00,00 € Im Ergebnishaushalt Ja / Nein
Kreditaufnahme 00,00 € Im Finanzhaushalt Ja / Nein
Förderung 00,00 €
Erträge 00,00 € Produktsachkonto 00000-00
Beiträge 00,00 €
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Zu 0. 

Die vorliegenden Stellungnahmen der Fachdienste werden nachfolgend in die Abwägung 

eingestellt und behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 



Anlage 1 zum Beschluss 2019-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ der Gemeinde Neuburg  

 3 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  



Anlage 1 zum Beschluss 2019-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ der Gemeinde Neuburg  

 4 
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A 

Zu 1. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird als Änderung im vereinfachten Verfahren 

gemäß § 13 BauGB aufgestellt, die Gemeinde hat von einer Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB abgesehen.  

 

Zu 2. 

Die Sachdarstellung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 3. 

Die mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes ausgewiesene öffentliche Verkehrsfläche 

wird derzeit bereits zum ungeordneten Parken und somit als Parkplatz genutzt. Das städ-

tebauliche Ziel der Gemeinde besteht in der Regelung des ruhenden Verkehrs unter Be-

rücksichtigung des vorhandenen Baumbestandes. Der Parkplatz dient insbesondere der 

Aufnahme von Besucherverkehr des Klanghauses Ilow. In der erteilten Baugenehmigung 

ist der Stellplatznachweis geführt worden. Es sind 26 Stellplätze vorgesehen. Andere 

geeignete und verfügbare Flächen stehen in einer fußläufigen Erreichbarkeit für das 

Klanghaus nicht zur Verfügung. Die Entscheidung den ruhenden Verkehr auf der ge-

meindlichen Fläche neu zu ordnen stellt sich als alternativlos dar. Eine Erhöhung des 

Verkehrsaufkommens ist aufgrund der Bedingungen in der erteilten Baugenehmigung 

hinsichtlich der beschränkten Anzahl der Veranstaltungen nicht zu erwarten. Beeinträch-

tigungen in der Tagzeit werden nicht erwartet (vgl. Stellungnahme untere Immissions-

schutzbehörde). 

Die Gemeine Neuburg hatte bereits im Vorfeld gemeinsam mit der Kulturwerkstatt Mög-

lichkeiten für den ruhenden Verkehr überprüft. Es sind mehrere Varianten in Betracht 

gezogen worden. Hierzu zählte die Fläche im Nordwesten außerhalb des Plangebietes. 

Die vorgenutzte und anthropogen beeinträchtigte Fläche wurde untersucht. Unter Bezug 

auf die schwierigen verkehrlichen Anbindungsmöglichkeiten wurde diese Variante ver-

worfen. Im Weiteren wurde eine Fläche im Nordosten überprüft. Diese Fläche konnte 

eigentumsseits nicht geregelt und erworben werden. Eine weitere Fläche, die mit der 

Wohnbaufläche bzw. dem allgemeinen Wohngebiet innerhalb des Plangeltungsbereiches 

übereinstimmt, konnte ebenso aufgrund des hohen finanziellen Aufwandes nicht erworben 

werden. Diese Fläche hätte jedoch gleiche Standorteignungen wie die nun in Anspruch 

genommene Fläche. Die Gemeinde hat sich unter Berücksichtigung der gesamtkonzeptio-

nellen Entwicklung des Klanghauses für die Parkplatzfläche im Plangebiet entschieden. 

Die Variantenuntersuchung wurde durchgeführt, um eine optimale Variante für den Park-

platz finden 

 

Zu 4. 

Die derzeit gültige Rechtsgrundlage wird berücksichtigt. 

 

  

 

 

Klarstellung. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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Zu 5. 

Die Straßenbegrenzungslinie ist im Ursprungsbebauungsplan als dicke schwarze Linie 

rechtseindeutig dargestellt und befindet sich in der 1. Änderung direkt auf der Geltungs-

bereichsgrenze. Die Straßenbegrenzungslinie stellt die Abgrenzung zwischen der Ver-

kehrsfläche und dem Baugebiet dar. Eine Differenzierung innerhalb der Verkehrsflächen 

zwischen Straße und Parkplatz wurde im Ursprungsbebauungsplan nicht vorgenommen. 

Diese Festsetzungssystematik wurde im Entwurf der 1. Änderung nicht beibehalten. Zur 

Rechtseindeutigkeit wird die Straßenbegrenzungslinie gemäß Ursprungsplanung zwischen 

dem Allgemeinen Wohngebiet und der Verkehrsfläche sowie zwischen der Verkehrsflä-

che und der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ergänzt. 

 

Zu 6. 

Es handelt sich hierbei um die Festsetzungen die dem Nutzungszweck der Bauflächen 

dienen oder diesen nicht in Frage stellen vgl. hierzu Söfker in Ernst/Zinkhahn/Bielenberg, 

§ 19 Rn. 15, Lfg.122, August 2016). Demnach gehören die nicht überbaubaren Grund-

stücksflächen bei einem bebaubaren Grundstück zum Bauland iSd. § 19 Abs. 3 BauNVO 

auch wenn für diese Flächen zusätzliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

getroffen wurden. Somit ist ein Widerspruch in den Festsetzungen nicht erkennbar. Für 

die öffentlichen Verkehrsflächen handelt es sich bei der Fläche zum Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern um Verkehrsgrün.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 7. 

Die Festsetzung entspricht dem Ursprungsbebauungsplan und die Gemeinde sah hier kein 

Änderungsbedarf. Es wurde die Bauweise von geschlossener in offene Bauweise geändert 

und auf eine zwingende Zweigeschossigkeit verzichtet. Die Änderungsinhalte sollten auf 

das Minimum beschränkt werden, was die städtebaulichen Ausnutzungskennziffern be-

traf.  Die Gemeinde hat die Festsetzung überprüft, sodass die vorgenommene Differenzie-

rung gemäß Ursprungsbebauungsplan nicht weiter bestehen bleibt und eine Traufhöhe 

von maximal 6,00 für den Teilbereich 1 festgesetzt wird. 

 

Zu 8. 

Mit der Festsetzung erfolgt keine Verschlechterung der bestehenden Einschränkungen der 

Grundstückseigentümer gegenüber dem Ursprungsbebauungsplan. Dort war eine Über-

schreitung der straßenseitigen Baugrenzen mit Garagen und Carports um bis zu 5,00 m 

zulässig, die Baugrenzen lagen 32 m und 23 m von der Straßenbegrenzungslinie entfernt. 

Die längeren Zufahrten und die damit verbundenen Versiegelungen waren somit bereits 

mit der Ursprungsplanung eine städtebauliche Zielsetzung der Gemeinde. Die Baugebiete 

WA 3 östlich und westlich der Dorfstraße weisen somit große Vorgartenbereiche aus. Die 

Baugebiete WA 1 östlich und westlich der Dorfstraße berücksichtigen den bereits vorhan-

denen Bestand und haben somit kleinere Vorgartenbereiche. Die Bebauung auf dem 

Flurstück 1/3 wurde als vorhandene Hauptnutzung im Ursprungsbebauungsplan mittels 

Baugrenze berücksichtigt, die Bebauung auf dem Flurstück 2/2 befindet sich außerhalb 

von Baugrenzen und ist im Bestand vorhanden, jedoch nicht durch Baugrenzen gesichert. 

Nebenanlagen als Gebäude sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen gemäß 

Ursprungsplanung weiterhin unzulässig. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes entspricht 

den städtebaulichen Zielsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes, zusätzliche abwä-

gungsbeachtliche Einschränkungen wurden mit der 1. Änderung hinsichtlich der beste-

henden Regelungen nicht getroffen. 

 

Zu 9. 

Die Festsetzungssystematik zur Straßenbegrenzungslinie wurde aus dem Ursprungsbe-

bauungsplan übernommen. Eine Differenzierung zwischen den Verkehrsflächen und dem 

Parkplatz wurde im Ursprungsplan nicht vorgenommen. Die Festsetzung erfolgte inner-

halb einer Straßenbegrenzungslinie. Eine Straßenbegrenzungslinie grenzt Straßenver-

kehrsflächen und Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gegeneinander 

sowie gegenüber Flächen anderer Nutzung ab. Unter Beachtung dieses Grundsatzes wer-

den die Straßenbegrenzungslinien in den Planunterlagen als Abgrenzung zwischen Ver-

kehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung ergänzt und es wird von 

den Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes abgewichen. Der Abstand von Stell-

plätzen zu der Straßenbegrenzungslinie der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

ist nicht die städtebauliche Zielsetzung, sondern diese Festsetzung bezieht sich auf die 

straßenseitige Straßenbegrenzungslinie. Die Festsetzung wird um das Wort straßenseitig 

ergänzt.  

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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Zu 10. 

Die Straßenbegrenzungslinie um den Parkplatz wurde nicht zur Freihaltung der Sichtach-

sen festgesetzt, sondern weil Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

gegenüber Flächen anderer Nutzungen mittels einer Straßenbegrenzungslinie abzugrenzen 

sind.  

 

Zu 11. 

Die Festsetzung der Dachform entspricht den Festsetzungen des Ursprungsbebauungspla-

nes. Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in den Baugebieten WA 1 bis WA 4 nur 

Satteldächer zulässig. 

Im Baugebiet WA 5 wurde keine Regelung zur Dachform getroffen. Für den Änderungs-

bereich hat die Gemeinde aufgrund der geringeren zulässigen Dachneigung als in den 

anderen Baugebieten auch die Zulässigkeit für Walmdächer vorgesehen. Bei einer zuläs-

sigen Dachneigung von 15o bis 27o ist die Realisierung eine Krüppelwalmdaches i.d.R. 

unwahrscheinlich. Krüppelwalmdächer wurden aufgrund der geringen zulässigen Dach-

neigung nicht berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 



Anlage 1 zum Beschluss 2019-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ der Gemeinde Neuburg  

 8 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 12. 

Die Begründung wird entsprechend den Ergebnissen der Abwägung ergänzt. 

 

Zu 13. 

In der Begründung wurde auf den Flächennutzungsplan der Gemeinde Neuburg abgestellt 

und nicht auf die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes. Die Begründung wird ange-

passt und die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes wird berücksichtigt. 

 

Zu 14. 

Die Sicherung der Löschwasserbereitstellung für den Grundschutz ist Aufgabe der Ge-
meinde Neuburg und wird in der Begründung ergänzt. Das Amt Neuburg hat für die 
Gemeinde hierzu abschließend mit E-Mail vom 08.10.2019 klargestellt: der OT Ilow ist 

mit geringer Brandlast eingestuft (24m³/h)  und somit sind die 48m³/2 h über den Ver-

tragshydranten V1 gesichert. 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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B 

Zu 1. 

Der bauleitplanerischen Abwägung kann nicht vorangestellt werden, dass entgegenste-

hende Belange berücksichtigt werden müssen. Die vorgetragenen Belange werden nach-

folgend behandelt und in die Abwägung eingestellt. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde Neuburg hat sich in einer überschlägigen Eingriffsbilanz mit den Verände-

rungen durch Rücknahme von WA-Gebiet und zusätzliche Festsetzung von Parkplätzen 

beschäftigt. 

Eine Flächenbilanz zeigt die Gegenüberstellung: 

 Flächen vorher 

(m²) 

Flächen nachher 

(m²) 

Flächendifferenz 

(m²) 

WA-Gebiet 4.520 3.225 1.295 

Straßenverkehrsflächen 

(Straße + Verkehrsbe-

gleitgrün + Parkplatz) 

941 2.432 1.491 

Summe 5.461 5.657 196 

Die Differenz von 196 m² ergibt sich aus möglicherweise Flächenungenauigkeiten des 

Ursprungsplanes und Differenzen. Für die überschlägige Betrachtung der Flächenbilanzen 

wird deshalb ein Mittelwert von 1.400 m² für die Bewertung herangezogen. 

Es ergibt sich danach folgendes: 

Unter Berücksichtigung von 1.400 m² für das WA-Gebiet ergibt sich für den Anteil der 

GRZ von 0,3 420 m² Vollversiegelung, für den 50-prozentigen Anteil der Überschreitung 

für eine Teilversiegelung 105 m². Somit würden im WA-Gebiet 525 m² in etwa versiegel-

bar sein. Für den Parkplatz lässt sich folgendes darstellen: 

Von den 1.400 m² Parkplatzfläche wären 175 m² für die Hecke abzuziehen. Es verbleiben 

1.225 m². Darüber hinaus wären 175 m² für den vorhandenen Wall abzuziehen. Es ver-

bleiben 1.050 m². Für das vorhandene Gebäude wären 120 m² für das Gebäude und die 

Abstandsflächen und Umgebungsflächen abzuziehen. Es würden 930 m² verbleiben. 

Davon wären etwa 300 m² für den Baumbestand und Umgebungsflächen (Wurzelberei-

che) gesondert zu berücksichtigen, die nicht für die 100-prozentige Parkplatznutzung 

geeignet sind. Es verbleibt ein Flächenanteil von 650 m². Diese Flächen, die für die Park-

platznutzung zur Verfügung stehen, sind im Wesentlichen bereits als teilversiegelte Flä-

chen im Bestand vorhanden und zu werten. Deshalb wird davon ausgegangen, dass kein 

zusätzlicher Eingriff entsteht. In diesem Zusammenhang ist auch beachtlich, dass im Zuge 

der Planfestsetzungen für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 die Baumstandorte 

konkret festgesetzt werden. Der Abgleich mit den Ursprungsfestsetzungen des Ur-

sprungsplanes war hinsichtlich der Lagegenauigkeit nicht möglich. Insofern kann die 

Gemeinde nun eine detaillierte Plangrundlage für ihre Wertungen zur Verfügung stellen. 

Aus Sicht der Gemeinde ergibt sich kein zusätzlicher Ausgleichsumfang auf der Ebene 

des Bebauungsplanes. Weitergehende detaillierte Betrachtungen sind ohnehin in Bezug 

auf den Baumschutz im Zusammenhang mit der Ausführungsplanung und im nachgela-

gerten Baugenehmigungsverfahren erforderlich.  

 

 

- 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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Weiter zu 2. 

Da nach Bewertung durch die Gemeinde keine zusätzliche Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz 

erstellt werden muss, muss auch die HzE 2018 nicht angewendet werden. Die Gemeinde 

geht davon aus, dass die verbalargumentative Betrachtungsweise hinreichend ist und 

ausreichend ist. Somit sind die Belange der Naturschutzbehörde berücksichtigt. Auch im 

Sinne der Nachhaltigkeit hat die Gemeinde die Belange bewertet. 

 

Zu 3. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für den Teilbereich 2 keine Anforderungen 

bestehen. 

 

Zu 4. 

Die Sachdarstellung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 5. 

Die Verbotstatbestände werden zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 6. 

Derzeit sind durch die ungeordnete Nutzung der teilversiegelten Fläche als Parkplatz 

bereits Beeinträchtigungen der Wurzelbereiche gegeben. Das städtebauliche Ziel besteht 

in einer Neuordnung der Fläche und somit der Regelung des ruhenden Verkehrs unter 

Berücksichtigung des Baumbestandes. Mit der Planung sollen die Beeinträchtigungen 

minimiert werden. Aus diesem Grund wurde eine Darstellung der Bäume auf dem geplan-

ten öffentlichen Parkplatz mit dem Kronentraufbereich + 1,50 m in den Planunterlagen 

vorgenommen. Im Rahmen der technischen Planung ist ein Stellplatzkonzept zu erarbei-

ten und mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Hierbei sind dann die Belange 

des Baumschutzes zu überprüfen und ggf. wäre dann von einem Ausnahmeantrag Ge-

brauch zu machen. Die Gemeinde nimmt hier eine Konfliktverlagerung auf das nachgela-

gerte Verfahren vor, da aus Sicht der Gemeinde hier im Planvollzug noch genügend Spiel-

raum besteht, die Konflikte unter Berücksichtigung des Baumschutzes und der Regelung 

des ruhenden Verkehrs zu lösen. Die Möglichkeiten der Minimierung von Beeinträchti-

gungen wurden in der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde aufgezeigt und 

somit ist es in diesem Fall sachgerecht, eine Konfliktverlagerung auf die detaillierten 

Ausführungsplanungen und das nachfolgende Genehmigungsverfahren vorzusehen. Der-

zeit ist für die Gemeinde nicht erkennbar, dass ein Ausnahmeantrag nach § 18 Abs. 3 

NatSchAG M-V erforderlich wird und zu stellen ist, da die notwendige Genehmigung bis 

zum Satzungsbeschluss vorliegen muss. Im Rahmen des nachgelagerten Verfahrens wäre 

dann bei Erfordernis ein Ausnahmeantrag zu stellen sowie eine Befreiung von den Fest-

setzungen des Bebauungsplanes zu beantragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 7.  

Der Schutzstaus wird in Tabelle 1 ergänzt und ebenso das Kompensationserfordernis. 

 

Zu 8. 

Für die Alleebäume werden in der Planzeichnung die Wurzelschutzbereiche dargestellt, 

sodass gewährleistet wird, dass eine Beeinträchtigung der Bäume durch Zufahrten nicht 

erfolgt. Die Zufahrt im nördlichen Teil des Baugebietes WA 3 ist bereits im Bestand  

vorhanden und wird als Bestand berücksichtigt. Im südlichen Teil des Baugebietes WA 3 

befindet sich die festgesetzte Zufahrt auf einem Leitungsrecht zugunsten der E.DIS AG. 

Dies ist hinzunehmen, da der Alleeschutz höher zu bewerten ist als der Schutz der Ver-

sorgungsleitung vor Überbaubarkeit in einem kleinen Teilbereich. Eine andere Zufahrts-

möglichkeit ist aufgrund des Wurzelschutzes der Alleebäume nicht darstellbar. Zur Siche-

rung der größtmöglichen Variabilität wird im Bereich des öffentlichen Parkplatzes auf die 

detaillierte Festsetzung von Zufahrten und Bereichen ohne Ein- und Ausfahrten entlang 

der Dorfstraße verzichtet. Dies entspricht den Festsetzungen des Ursprungsplanes. Es 

werden die Wurzelschutzbereiche der Alleebäume dargestellt, sodass deren Schutz ge-

währleistet werden kann und in dem nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren können 

die Zufahrten abschließend unter Berücksichtigung der Wurzelschutzbereiche für den 

Parkplatz geregelt werden. Es gibt Lösungen, die die vorhandenen Alleebäume nicht 

beeinträchtigen. Bei Erfordernis wäre im Rahmen des nachgelagerten Verfahrens ein 

Antrag auf Befreiung nach § 19 Abs. 2 NatSchAG zu stellen, so wie es in anderen Berei-

chen der geschützten Allee innerhalb des Ursprungsbebauungsplanes auch möglich ist. 

 

Zu 9. 

Derzeit ist für die Gemeinde nicht erkennbar, dass ein Antrag auf Befreiung nach § 19 

Abs. 2 NatSchAG M-V erforderlich wird und zu stellen ist, da die notwendige Genehmi-

gung bis zum Satzungsbeschluss vorliegen muss. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen im nachgela-

gerten Verfahren. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 10. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Natur- und Landschaftsschutzgebiete nicht 

betroffen sind. 

 

Zu 11. 

Die aufgeführten Auflagen sind, wie dargestellt, bereits in den Planunterlagen berücksich-

tigt. Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 12. 

Dem Vorschlag die artenschutzrechtlichen Belange als Maßnahme nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB festzusetzen wird nicht gefolgt. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

bedürfen stets einer städtebaulichen Rechtfertigung, sodass nur dauerhafte und standort-

bezogene Maßnahmen nicht jedoch temporäre Maßnahmen z.B. zugunsten eines zeitlich 

vorübergehenden Schutzes von Lebensstätten städtebaulich gerechtfertigt sind. Den Er-

fordernissen des Artenschutzes nach BNatSchG ist ohnehin Rechnung zu tragen, sodass 

die in den Planunterlagen vorhandenen Hinweise auf die temporären Maßnahmen geeig-

net sind, die Belange des Artenschutzes zu berücksichtigen.  

 

Zu 13. 

Die Gemeinde ergänzt die Begründung zum Bebauungsplan um die die vorgetragenen 

Belange zum Artenschutz und zum Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 14. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass ein SPA nicht betroffen ist. 

 

Zu 15. 

Die Gemeinde nimmt zu Kenntnis, dass die Nichtbetroffenheit von besonders geschützten 

Biotopen vorliegt. 

 

Zu 16. 

Die Rechtsgrundlagen werden zu Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

C 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine grund-

sätzlichen Bedenken bestehen. Die Erlaubnisfreiheit der bereitflächigen Versickerung von 

Niederschlagswasser wird in der Begründung ergänzt. Abwägungserhebliche Belange 

werden nicht vorgetragen. 

 

Zu 3. 

Die Rechtsgrundlagen werden zu Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

D 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.  

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist.  

 

Zu 2. 

Die vorgetragenen Ergänzungen werden nachfolgend behandelt. 

 

Zu 3. 

Der Gemeinde ist keine Verunreinigung des Bodens bekannt, der Boden des Änderungs-

bereiches (Teilbereich 1) wird bereits durch den Menschen genutzt und somit ist eine 

anthropogene Vorbelastung vorhanden. Altlasten bzw. altlastenverdächtige Flächen wer-

den nicht bekannt gegeben. Die anthropogene Vorbelastung wird nur für den Änderungs-

bereich dargestellt. Die bereits teilversiegelten Flächen werden insbesondere durch das 

Abstellen von PKW genutzt. Die vorgetragenen Hinweise zum Bodenaushub werden in 

der Begründung für den Teilbereich 1 der 1. Änderung ergänzt. Für den Teilbereich 2 

gelten außer den geänderten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung die Festsetzun-

gen und Regelungen des Ursprungsbebauungsplanes fort. Die Anpassung der Art der 

baulichen Nutzungen an die BauNVO 2017 löst keine abfallrechtliche Deklarationspflicht 

nach LAGA M20 TR Boden 2004 für den geänderten Teilbereich 2 des Bebauungsplanes 

aus.  

 

Zu 4. 

Die vorgetragenen Belange zur Entsorgung von Abfällen werden in der Begründung der 

1. Änderung des Bebauungsplanes ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

- 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Die Rechtsgrundlagen werden zu Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

E 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 2. 

Die städtebauliche Zielsetzung der 1. Änderung des Bebauungsplanes besteht in der Neu-

ordnung des ruhenden Verkehrs. Die als öffentlicher Parkplatz vorgesehene Fläche wird 

derzeit bereits als Fläche zum Abstellen von PKW genutzt. Die Funktionsfähigkeit des 

Bodens ist aufgrund dieser Nutzung und der vorhandenen Teilversiegelung bereits beein-

trächtigt. Die Fläche ist geeignet, insbesondere den Besucherverkehr vom Klanghaus aufzu-

nehmen und war bereits in Teilbereichen auch im Ursprungsbebauungsplan als öffentlicher 

Parkplatz festgesetzt. Die Nutzung der vorgeschlagenen devastierten Fläche als öffentlichen 

Parkplatz hat die Gemeinde geprüft. Die Fläche befindet sich im Außenbereich in Angren-

zung an die bebaute Ortslage. Aus städtebaulichen Gründen scheidet die Nutzung einer im 

Außenbereich in Angrenzung an vorhandene Wohnbebauung gelegenen Fläche als Park-

platz für das Klanghaus Ilow aus. Die Fläche ist derzeit nicht an das öffentliche Straßensys-

tem ortsüblich angebunden. Eine Erschließung der Fläche im Kurvenbereich der Kreisstraße 

innerhalb der Kronen-Traufen der vorhandenen Alleebäume entspricht nicht den städtebau-

lichen Zielen der Gemeinde. Die devastierte Fläche steht in keinem funktionalen Zusam-

menhang mit dem Klanghaus und befindet sich nicht im Eigentum der Gemeinde. Die Flä-

chenverfügbarkeit ist für die Fläche selbst und die fußläufige Verbindung zum Klanghaus 

nicht gegeben. Die Errichtung eines Parkplatzes im Außenbereich fällt nicht unter die privi-

legierten Vorhaben, die im Außenbereich zulässig wären. Für die Nutzung dieser Fläche als 

Parkplatz wäre die Aufstellung eines Bebauungsplanes verbunden mit der Sicherung des 

Flächenverfügbarkeit sowie der Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Das ist 

nicht das Ziel der Gemeinde Neuburg. Entscheidung der Gemeinde, ob das so soll.  

Die Gemeine Neuburg hatte bereits im Vorfeld gemeinsam mit der Kulturwerkstatt Mög-

lichkeiten für den ruhenden Verkehr überprüft. Es sind mehrere Varianten in Betracht gezo-

gen worden. Hierzu zählte die Fläche im Nordwesten außerhalb des Plangebietes. Die vor-

genutzte und anthropogen beeinträchtigte Fläche wurde untersucht. Unter Bezug auf die 

schwierigen verkehrlichen Anbindungsmöglichkeiten wurde diese Variante verworfen. Im 

Weiteren wurde eine Fläche im Nordosten überprüft. Diese Fläche konnte eigentumsseits 

nicht geregelt und erworben werden. Eine weitere Fläche, die mit der Wohnbaufläche bzw. 

dem allgemeinen Wohngebiet innerhalb des Plangeltungsbereiches übereinstimmt, konnte 

ebenso aufgrund des hohen finanziellen Aufwandes nicht erworben werden. Diese Fläche 

hätte jedoch gleiche Standorteignungen wie die nun in Anspruch genommene Fläche. Die 

Gemeinde hat sich unter Berücksichtigung der gesamtkonzeptionellen Entwicklung des 

Klanghauses für die Parkplatzfläche im Plangebiet entschieden. Die Variantenuntersuchung 

wurde durchgeführt, um eine optimale Variante für den Parkplatz finden. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 3. 

Die Fläche befindet sich in privatem Eigentum und war mit einem Stallgebäude bebaut. 

Dieses wurde abgerissen. Weitere bebaute und aufgelassene Flächen befinden sich an dem 

Standort nicht. In Angrenzung an die Fläche befindet sich eine Streuobstwiese.  

 

 
 

 

 

 

Zu 4. 

Die allgemeinen Hinweise zur Nachnutzung bzw. zum Rückbau von bereits versiegelten 

Flächen nimmt die Gemeinde an dieser Stelle zur Kenntnis.  

 

Zu 5. 

Die Rechtsgrundlagen und sonstige Quellen werden zu Kenntnis genommen. 

 

 

Klarstellung des Bestandes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

F 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist. 

 

Zu 2. 

Die vorgetragenen immissionsschutzrechtlichen Belange sind, wie dargelegt, in der Bau-

genehmigung verankert. Die Begründung wird ergänzt. Mit der Ordnung des ruhenden 

Verkehrs werden keine zusätzlichen Nutzungsmöglichkeiten für das Klanghaus eröffnet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

G 

 

Zu 1. 

Die allgemeinen Hinweise nimmt die Gemeinde Neuburg zur Kenntnis. Die Anforderun-

gen sind im Verfahren der Genehmigungsfreistellung bzw. im Genehmigungsverfahren 

bei Erfordernis zu beachten. 

 

 

Zu 2. 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind die Belange der gesicherten Löschwasser-

versorgung für den Grundschutz durch die Gemeinde Neuburg zu beachten und nachzu-

weisen. Die über den Grundschutz hinaus gehenden Anforderungen obliegen, wie in der 

Stellungnahme dargestellt, dem jeweiligen Grundstückseigentümer. 

 

 

Zu 3. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage, 

sodass hier bereits die Sicherung der Löschwasserbereitstellung für den Grundschutz 

durch die Gemeinde zu gewährleisten ist. Für die Gemeinde liegt eine Löschwasserkon-

zept vor. Die Sicherung der Löschwasserbereitstellung erfolgt über einen Vertragshydran-

ten als Unterflurhydrant mit einer Leistung von 24 m³/h, darüber hinaus werden noch 2 

weitere Unterflurhydranten bekannt gegeben. Die zur Verfügung stehenden Entnahme-

möglichkeiten zur Sicherung des Grundschutzes werden in den Planunterlagen dargestellt. 

Die über den Grundschutz hinausgehende Löschwasserversorgung ist im Baugenehmi-

gungsverfahren nachzuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

Zu 4. 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes werden aus Sicht der Gemeinde keine Bebau-

ungsmöglichkeiten eröffnet, die die Errichtung von Gebäuden mit einem erhöhten 

Löschwasserbedarf ermöglichen. 

 

Zu 5. 

Entsprechend der Stellungnahme des Zweckverbandes Wismar kann über den vorhande-

nen Vertragshydranten eine gesicherte Löschwasserbereitstellung von 24m³/h aus dem 

öffentlichen Trinkwassernetz erfolgen.  

 

 

Zu 6. 

Derzeit ist für die Löschwasserversorgung ein Hydrant vertraglich zwischen der Gemein-

de und dem Zweckverband gebunden. Sofern weitere Hydranten für die Löschwasserbe-

reitstellung genutzt werden sollen, sind die Anforderungen Abschnitt 16.6.2 DVGW-

Arbeitsblatt W400-1 zu beachten. 

 

Zu 7. 

Den Hinweis der Nichtvollständigkeit der Angaben nimmt die Gemeinde zur Kenntnis. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 



Anlage 1 zum Beschluss 2019-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ der Gemeinde Neuburg  

 22 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 8. 

Das Amt Neuburg hat für die Gemeinde hat hierzu abschließend mit E-Mail vom 
08.10.2019 klargestellt: der OT Ilow ist mit geringer Brandlast eingestuft (24m³/h) und 

somit sind die 48m³/2 h über den Vertragshydranten V1 gesichert. 

 

 

H 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass von Seiten der Straßenaufsichtsbehörde keine 

Einwände zu der Planänderung bestehen. Abwägungsbeachtliche Belange werden nicht 

vorgetragen. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Straßenbaulastträgers keine Einwän-

de bestehen. Die Nichtbetroffenheit von Straßen und Anlagen in der Trägerschaft des 

Straßenbaulastträgers wird angezeigt. 

 

I 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Gesundheitsamtes zur 1. Änderung 

des Bebauungsplanes keine Bedenken bestehen.  

 

J 

Zu 1. 

Der Hinweis wird in den Planunterlagen ergänzt und gilt für den gesamten Plangeltungs-

bereich des Bebauungsplanes. 

 

Zu 2. 

Die Begründung wird um den Sachverhalt ergänzt. 

 

Zu 3. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Plangrundlage für den Teilbereich 1 der 

1. Änderung des Bebauungsplanes ist ein Lage- und Höhenplan. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die vorgetragenen Belange sind zusätzlich Bestandteil der Gesamtstellungnahme des 

Landkreises Nordwestmecklenburg und wurden unter Sachpunkt J Nr. 1-3 behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt die Beurteilungsgrundlagen zu Kenntnis. 

 

Zu 2. 

Die Sachdarstellung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die raumordnerische Bewertung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 4. 

Das Bewertungsergebnis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 5. 

Die Gemeinde wird mit den dargestellten Planungszielen das Planverfahren beenden. Die 

Beurteilungsgrundlagen sollen nicht geändert werden. 

 

Zu 6. 

Das Amt Neuburg wird die rechtskräftigen Planunterlagen übersenden. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine landwirtschaftlich genutzten Flächen 

betroffen sind und keine Bedenken und Hinweise geäußert werden. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren zur 

Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und keine Bedenken und Anregungen 

geäußert werden. 

 

Zu 3. 

Die Nichtbetroffenheit wird zur Kenntnis genommen. Andere Naturschutzbehörden wur-

den im Verfahren beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass wasserwirtschaftliche Anlagen im Zuständig-

keitsbereich der Behörde nicht betroffen sind und dass keine Bedenken bestehen. 

 

 

 

Zu 5. 

Die Gemeinde hat die zuständige Behörde beteiligt. Altlasten und Altlastenverdachtsflä-

chen wurden nicht bekannt gegeben.  

 

 

Zu 6. 

Der Hinweis ist bereits als Hinweis Bestandteil der Planunterlagen. 

 

Zu 7. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass im Plangeltungsbereich und seiner immissions-

schutzrelevanten Umgebung keine Anlagen, die nach BImSchG genehmigt oder angezeigt 

wurden, bekannt sind. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.  

Die Bevollmächtigung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine grundsätzlichen Einwände zu der Planung 

bestehen und eine Neuverlegung von Telekommunikationslinien zurzeit geplant ist. Der 

bekanntgegebene Leitungsbestand wurde nachrichtlich in den Planunterlagen dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Der bekanntgegebene Leitungsbestand - Freileitung ist in den Planunterlagen als vermut-

licher Verlauf dargestellt und befindet sich außerhalb des Änderungsbereiches (Teilbe-

reich 1). 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Sachdarstellung wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme zum Bebauungs-

plan Nr. 2 aus dem Jahr 2001 wurde in diesem Planverfahren behandelt, das Verfahren ist 

mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses abgeschlossen. 

 

Zu 2. 

Der vermutliche Verlauf der Ver- und Entsorgungsleitungen wird in den Planunterlagen 

dargestellt. Die Begründung wird ergänzt. Abwägungsbeachtliche Belange wurden nicht 

vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Löschwasserbereitstellung von 24m³/h aus dem Trinkwassernetz wird in der Begrün-

dung ergänzt. Der Hydrant wurde in die Planzeichnung nachrichtlich übernommen. Er 

befindet sich außerhalb des Änderungsbereiches innerhalb eines 150 m Radius zum Teil-

bereich 1. 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass gegen die Planung keine Bedenken bestehen. 

 

Zu 2. 

Die bekanntgegeben Leitungsbestände werden nachrichtlich in die Planunterlagen als 

vermutlicher Verlauf übernommen. Es wird berücksichtigt, dass es sich nicht um eine 

Einweisung handelt. Diese erfolgt im Zuge des konkreten Bauvorhabens. 

 

Zu 3. 

Die allgemeinen Anforderungen werden durch die Gemeinde zur Kenntnis genommen 

und sind in den nachgelagerten Verfahren zu beachten. Flächen im öffentlichen Bauraum 

für eine eventuelle Erweiterung der Stromverteilungsanlagen sind vorhanden und mit der 

Gemeinde abzustimmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die allgemeinen Hinweise zu Pflanzmaßnahmen werden in der Begründung ergänzt und 

sind bei der Realisierung der Anpflanzungen im Baugebiet WA 3 zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Im Änderungsbereich (Teilbereich 1) wurden entsprechend den überreichten Lageplänen 

keine Freileitungen dargestellt. Vorhandene Freileitungen sind auch außerhalb dieses 

Planverfahrens grundsätzlich zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 6. 

Die allgemeinen Hinweise zu Kabeln werden in der Begründung ergänzt. Die im Teilbe-

reich 1 bekanntgegebene Leitung wurde entsprechend mit einem Leitungsrecht zugunsten 

der E.DIS Netz GmbH gesichert. Auf diesem Leitungsrecht befindet sich eine festgesetzte 

Grundstückszufahrt für das Baugrundstück. Dies ist hinzunehmen, da der Alleeschutz 

höher zu bewerten ist als der Schutz der Versorgungsleitung vor Überbaubarkeit in einem 

kleinen Teilstück. Grundstückszufahrten sind innerhalb der nach § 19 NatSchAG ge-

schützten Allee nur außerhalb der Wurzelschutzbereiche zulässig. Alternativen sind für 

die neben der im Bestand vorhandenen Grundstückszufahrt nicht darstellbar. Die Grund-

stückszufahrt innerhalb des Leitungsrechtes ist geeignet den Alleeschutz zu berücksichti-

gen. 

 

Zu 7. 

Die Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 



Anlage 1 zum Beschluss 2019-________- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Dorf Ilow“ der Gemeinde Neuburg  

 38 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Versorgungsanlagen der Gasversorgung 

Wismar Land GmbH vorhanden sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 2. 

Andere Versorgungsträger wurden im Verfahren beteiligt. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Nichtbetroffenheit der aufgeführten Anlagenbetreiber wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Im Planverfahren wurden weitere regionale und überregionale Unternehmen beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Der dargestellte Bereich entspricht ungefähr dem Geltungsbereich des Ursprungsbebau-

ungsplanes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die Nichtbetroffenheit der aufgeführten Anlagenbetreiber sowie der Hinweis, dass keine 

Einwände gegen das Vorhaben bestehen, nimmt die Gemeinde zur Kenntnis.  

 

Zu 5. 

Bei einer Änderung des Plangeltungsbereiches erfolgt eine erneute Beteiligung des Ver-

sorgers. 

 

 

Zu 6. 

Die zusätzlich aufgeführten Betreiber wurden durch die Gemeinde Neuburg beteiligt. 

Eine ergänzende Stellungnahme liegt nach Mitteilung des Amtes Neuburg vom 

01.10.2019 nicht vor, da im gesamten Bereich keine Gasleitungen betroffen sind. 

 

 

 

Zu 7. 

Weitere regionale und überregionale Anlagenbetreiber wurden im Verfahren beteiligt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass kein Anlagenbestand der 50 Hertz Transmission 

GmbH im Plangebiet vorhanden ist und keine Anlagen in nächster Zeit geplant sind. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme nur für die Anlagen der 50 

Hertz Transmission GmbH und für den räumlichen Geltungsbereich gilt. 

 

Zu 3. 

Die organisatorischen Hinweise werden für weitere Planverfahren beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Nichtzuständigkeit der Behörde nimmt die Gemeinde zur Kenntnis. 

 

Zu 2. 

Der örtlich zuständige Landkreis wurde im Verfahren beteiligt. 

 

Zu 3. 

Die Hinweise werden in der Begründung ergänzt. 

 

Zu 4. 

Der Verweis ist bereits als Hinweis Bestandteil der Planunterlagen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 5. 

Der Verweis ist bereits als Hinweis Bestandteil der Planunterlagen. 

 

Zu 6. 

Die Hinweise werden für zukünftige Planverfahren beachtet. 

 

 

zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 1. 

Die 1. einfache Änderung des Bebauungsplanes hält an den städtebaulichen Zielsetzungen 

des Ursprungsbebauungsplanes fest und präzisiert diese in Nuancen. Im Ursprungsbebau-

ungsplan wurde ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt und städtebaulich u.a. wie folgt 

begründet. „ […] Das ehemalige , jetzt leerstehende Stallgebäude des erhaltenswerten 

Gutsensembles westlich der alten Dorfstraße droht zu verfallen. Eine ungeordnete Neube-

bauung ist zu befürchten. Über den Erhalt der Gebäude bzw. der zu erhaltenden räumli-

chen Konzeption des Gutsensembles (Dorfanger), über eine behutsame ergänzende Neu-

bebauung, über Art und Maß der baulichen Nutzung in den im Flächennutzungsplan 

ausgewiesenen Bauflächen (W) sind Regelungen im Bebauungsplan getroffen.. […]“.  

Entsprechend diesen Zielsetzungen lassen die Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Nutzung und zu den überbaubaren Grundstücksflächen nur eine behutsame ergänzende 

Neubebauung zu. Diese Zielsetzungen wurden mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

überprüft und verfestigt, sodass die Gemeinde den Ausschluss von Gartenbaubetrieben 

und Anlagen für Verwaltungen vorsieht und die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ferien-

wohnungen aufgrund der Novellierung der BauNVO regelt. Gartenbaubetriebe bestehen 

i.d.R. aus Gewächs- und Treibhäusern mit den dazugehörigen Heizungsanlagen, Abstell- 

und Lagerräume, Verkaufsräume sowie Stell- und Lagerplätze sodass davon auszugehen 

ist, dass solche Baukörper eher einer ortstypischen ergänzenden Neubebauung entgegen-

stehen. Die mit dem Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen festgesetzten überbau-

baren Grundstücksflächen sind nicht vollumfänglich geeignet, die Betriebsflächen eines 

Gartenbaubetriebes aufzunehmen. Die Gartenbaubetriebe haben somit andere Nutzungs-

ansprüche. Die Gemeinde nimmt die Anregung zum Anlass, die ausnahmsweise Zulässig-

keit von Gartenbaubetrieben wie im Ursprungsbebauungsplan festgesetzt, beizubehalten. 

Aufgrund der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und der zulässigen Grund-

flächenzahl sind entsprechend den städtebaulichen Zielsetzungen nur kleine Gartenbaube-

triebe realisierbar.  

 

Zu 2. 

Nicht störende Handwerksbetriebe sind in der rechtlichen Einordnung anders zu beurtei-

len als Gartenbaubetriebe. Nicht störende Handwerksbetriebe die der Versorgung des 

Gebietes dienen sind gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO grundsätzlich allgemein zulässig, 

während Gartenbaubetriebe nach § 4 Abs. 3 BauNVO nur ausnahmsweise zugelassen 

werden können. Somit scheidet die Ungleichbehandlung von sich aus bereits aus. 

 

Zu 3.  

Der Ursprungsbebauungsplan hatte bereits den vorhandenen Bestand zu berücksichtigen. 

Der Ursprungsbebauungsplan ist seit dem 28.12.2005 rechtsverbindlich und alle danach 

genehmigten Bauvorhaben hatten die getroffenen Festsetzungen einzuhalten. Im Übrigen 

sind Wirtschaftsstellen landwirtschaftlicher Betriebe auch im Nebenerwerb keine Garten-

baubetriebe und wären, sofern sie nicht dem Bestandsschutz unterliegen, in einem Allge-

meinen Wohngebiet nicht zulässig. Die Ungleichbehandlung scheidet insofern hier aus, da 

das städtebauliche Ziel stets in der Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes bestand 

und weiterhin besteht, manifestiert durch die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes. 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die Zielsetzung der Gemeinde ist nicht die Ausweisung eines Dorfgebietes nach § 5 

BauNVO sondern die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes nach § 4 BauNVO. 

Diese Zielsetzungen wurden mit dem Ursprungsbebauungsplan getroffen und mit der 1. 

Änderung des Flächennutzungsplanes weiter verfestigt, der Flächennutzungsplan weist 

für die die Ortslage Ilow ein Allgemeines Wohngebiet aus. Wie bereits dargestellt sind 

nicht störende Handwerksbetriebe innerhalb eines Allgemeinen Wohngebietes nach § 4 

Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ohnehin allgemein zulässig und die Gartenbaubetriebe werden 

entsprechend des Ursprungsbebauungsplanes weiterhin als ausnahmsweise zulässig bei-

behalten.  

 

Zu 5. 

Die Auswahl der anzupflanzenden Sträucher und Bäume entspricht den Vorgaben des 

Ursprungsbebauungsplanes und es gab für die Gemeinde keine Veranlassung davon ab-

weichende Festsetzungen zu treffen. Die Überprüfung und Änderung dieser Festsetzungen 

waren nicht Gegenstand der 1. Änderung des Bebauungsplanes. Sofern für die Birke keine 

geeigneten Standortbedingungen vorhanden sind, wäre eine andere Baumart zu verwen-

den, da nicht ausschließlich die Birke zum Anpflanzen festgesetzt wurde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 6. 

Im Rahmen der technischen Planung ist ein Stellplatzkonzept zu erarbeiten und mit der 

Gemeindevertretung und den zuständigen Behörden abzustimmen. Die innere Gliederung 

der festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung erfolgt in der nachgela-

gerten technischen Planung. Die Gemeinde nimmt hier eine Konfliktverlagerung auf das 

nachgelagerte Verfahren vor, da aus Sicht der Gemeinde hier im Planvollzug noch genü-

gend Spielraum besteht, die Anzahl und Anordnung der Parkplätze unter Berücksichti-

gung des vorhandenen Baumbestandes zu lösen. Die Ebene des Bebauungsplanes sieht die 

Gemeinde hier nicht als geeignet an, detaillierte Festsetzungen zu treffen, die ggf. dem 

noch zu erarbeitenden Stellplatzkonzept und der nachfolgenden technischen Planung 

entgegenstehen würden und u.U. dann eine Planänderung zur Folge haben könnte.  

 

Zu 7. 

Die geplanten Anpflanzungen entsprechen den Vorgaben des Ursprungsbebauungsplanes 

und werden in der nachgelagerten Erschließungsplanung konkretisiert. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 1. 

Für die geschützten Alleebäume werden in der Planzeichnung die Wurzelschutzbereiche 

dargestellt, sodass gewährleistet wird, dass eine Beeinträchtigung der Bäume durch Zu-

fahrten nicht erfolgt. Zur Sicherung der größtmöglichen Variabilität wird im Bereich des 

öffentlichen Parkplatzes auf die detaillierte Festsetzung von Zufahrten und Bereichen 

ohne Ein- und Ausfahrten entlang der Dorfstraße verzichtet. Dies entspricht den Festset-

zungen des Ursprungsplanes. Es werden die Wurzelschutzbereiche der Alleebäume darge-

stellt, sodass deren Schutz gewährleistet werden kann und in dem nachgelagerten Bauge-

nehmigungsverfahren können die Zufahrten abschließend unter Berücksichtigung der 

Wurzelschutzbereiche für den Parkplatz geregelt werden. Es gibt Lösungen, die die vor-

handenen Alleebäume nicht beeinträchtigen. Dem Vorschlag die Zufahrten entsprechend 

der derzeit ungeordneten Nutzung festzusetzen wird nicht gefolgt. Die Erarbeitung eines 

Stellplatzkonzeptes sollte für die Festsetzungen der Zufahrten die Grundlage bilden. 

Grundlage für die Zielsetzungen der Gemeinde war der Ursprungsbebauungsplan. Unter 

Berücksichtigung der Anforderungen an den ruhenden Verkehr soll die Möglichkeit zur 

Anordnung von weiteren Parkplätzen vergrößert werden. Der Standort des Parkplatzes 

wurde anhand einer Variantenuntersuchung bzw. nach Überprüfung mehrerer Varianten 

nordwestlich bzw. nordöstlich der Ortslage und südlich der Kreisstraße als richtig befun-

den. Innerhalb der nun festgesetzten Parkplatzfläche bleibt durch die Festsetzung hinrei-

chend Variabilität. Zudem ist der Gehölzschutz durch die festgesetzten Bäume berück-

sichtigt. 

 

Zu 2. 

Die im Ursprungsbebauungsplan festgesetzten Flächen des Verkehrsgrüns werden zum 

Parken genutzt. Eine partielle Lösung, verbunden mit der Erweiterung des Plangeltungs-

bereiches, ist hier nicht Planungsziel der Gemeinde. Die Gemeinde favorisiert eine ge-

samtheitliche Lösung unter Berücksichtigung der geschützten Allee. Die vorhandenen 

Hecken können ohne eine Regelung erhalten werden. „Lebende Hecken“ sind als Grund-

stückseinfriedungen allgemein zulässig. 

 

Zu 3. 

Im Rahmen der technischen Planung ist ein Stellplatzkonzept zu erarbeiten und mit der 

Gemeindevertretung und den zuständigen Behörden abzustimmen. Die innere Gliederung 

der festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung erfolgt in der nachgela-

gerten technischen Planung. Die Gemeinde nimmt hier eine Konfliktverlagerung auf das 

nachgelagerte Verfahren vor, da aus Sicht der Gemeinde hier im Planvollzug noch genü-

gend Spielraum besteht, die Anzahl und Anordnung der Parkplätze unter Berücksichti-

gung des vorhandenen Baumbestandes zu lösen. Die Ebene des Bebauungsplanes sieht die 

Gemeinde hier nicht als geeignet an, detaillierte Festsetzungen zu treffen, die ggf. dem 

noch zu erarbeitenden Stellplatzkonzept und der nachfolgenden technischen Planung 

entgegenstehen würden und u.U. dann eine Planänderung zur Folge haben könnte.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 4. 

Diese Unterscheidung kann zur Sicherung einer größtmöglichen Variabilität der Zuord-

nung der Flächen unter Berücksichtigung des zu erhaltenden Baumbestandes konkret im 

Rahmen der technischen Planung getroffen werden. 

 

Zu 5. 

Die Grundlage für die zum Erhalt festzusetzenden Bäume bildet der Lage- und Höhenplan 

vom Februar 2018. Weitere Bäume sind nicht vorhanden. Es werden mit dieser Planände-

rung zwei Bäume mehr als im Ursprungsbebauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Der Ge-

meinde drängen sich somit keine Belange für nachträgliche Ausgleichspflanzungen auf. 

Die Abweichung der Lage der Bäume zwischen dem Ursprungsbebauungsplan und der 

Vermessung begründet sich in der unzureichenden Kartengrundlage des Ursprungsbebau-

ungsplanes. 

 

Zu 6. 

Die Festsetzung eines Teilbereiches des geplanten öffentlichen Parkplatzes als Spiel- und 

Aufenthaltsfläche ist nicht die städtebauliche Zielsetzung. Der vorhandene Baumbestand 

ist ohnehin zu berücksichtigen und kann durchaus in einer gestalteten Grünfläche inner-

halb des Parkplatzes integriert werden. Die Festsetzung einer Grünfläche von vornherein 

beschränkt die Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde. 

 

Zu 7. 

Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern werden berücksichtigt und sind 

in der nachgelagerten technischen Planung zu beachten.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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Zu 8. 

Wie bereits dargestellt, verzichtet die Gemeinde auf detaillierte Festsetzungen innerhalb 

der Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung -öffentlicher Parkplatz. Die innere 

Gliederung der festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung erfolgt in der 

nachgelagerten technischen Planung. Die Gemeinde nimmt hier eine Konfliktverlagerung 

auf das nachgelagerte Verfahren vor, da aus Sicht der Gemeinde hier im Planvollzug noch 

genügend Spielraum besteht, die Anzahl und Anordnung der Parkplätze unter Berücksich-

tigung des vorhandenen Baumbestandes und geplanten Anpflanzungen zu regeln. Die 

Ebene des Bebauungsplanes sieht die Gemeinde hier nicht als geeignet an, detaillierte 

Festsetzungen zu treffen, die ggf. dem noch zu erarbeitenden Stellplatzkonzept und der 

nachfolgenden technischen Planung entgegenstehen würden und u.U. dann eine Planände-

rung zur Folge haben könnte.  

 

Zu 9. 

Die Festsetzung eines Teilbereiches des geplanten öffentlichen Parkplatzes als Grün- und 

Ausgleichsfläche ist nicht die städtebauliche Zielsetzung. Ein Bedarf an Ausgleichsflä-

chen besteht an dieser Stelle nicht. Mit der Planänderung sind keine zusätzlichen Aus-

gleichsmaßnahmen erforderlich. Der vorhandene Baumbestand ist ohnehin zu berücksich-

tigen. Die Fläche eignet sich durchaus unter Berücksichtigung des Baumbestandes dafür, 

eine gestaltete Grünfläche zu entwickeln, die als solche innerhalb des Parkplatzkonzeptes 

Berücksichtigung finden kann. Die Überprüfung erfolgt in Abhängigkeit des Parkplatz-

konzeptes, da die Neuordnung des ruhenden Verkehrs eine städtebauliche Zielsetzung des 

1. Änderung war. Der Erhalt von Grünbereichen innerhalb der Parkplatzfläche ist möglich 

und wünschenswert und wird unter Berücksichtigung der größtmöglichen Variabilität der 

Anordnung der Stellplätze innerhalb der Fläche im Rahmen des nachgelagerten Bauge-

nehmigungsverfahrens abschließend berücksichtigt. Die Festsetzung einer Grünfläche von 

vornherein beschränkt die Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde. 

 

Zu 10.  

Nach Bekanntgabe der vorhandenen Leitungsbestände und Anlagen der E.DIS Netz 

GmbH wird die vorhandenen Trafostation flächenmäßig nachrichtlich in die Planzeich-

nung übernommen. 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 11. 

Der Erhalt und die Reparatur der Trockenmauer werden nicht auf der Ebene des Bebau-

ungsplanes geregelt. Es handelt sich nicht um ein eingetragenes Einzeldenkmal gemäß 

Denkmalliste des Landkreises Nordwestmecklenburg mit Stand vom 29.09.2017, somit ist 

auch nicht das Planzeichen Nr. 14.3 für ein Einzeldenkmal zu verwenden. Der Erhalt und 

die Reparatur der Trockenmauer können im Rahmen der Erarbeitung des Stellplatzkon-

zeptes und der nachgelagerten technischen Planung überprüft werden.  

 

Zu 12. 

Die Ergänzung der Baumgruppe, wie vorgeschlagen, steht der erteilten Baugenehmigung 

zum Parkplatz zunächst entgegen. Eine Prüfung kann im Rahmen des nachgelagerten 

Verfahrens durchgeführt werden, da das Planungsziel insgesamt die Neuordnung des 

ruhenden Verkehrs auf der Fläche beinhaltet. Eine Festsetzung zum Anpflanzen von 

Bäumen und die Darstellung in der Planzeichnung erfolgt nicht. Dem Erhalt einer gewis-

sen Variabilität zur Anordnung der Parkplätze und der Berücksichtigung des vorhandenen 

Baumbestandes einschließlich des Wurzelschutzbereiches wird hier der Vorrang vor dem 

detaillierten Festsetzen von Anpflanzbäumen eingeräumt.  

 

Zu 13. 

Der vorhandene Baumbestand wurde vom Vermessungsbüro aufgenommen und in der 

Planzeichnung dargestellt und berücksichtigt. Die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche 

(§9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) ist nicht Planungsziel der Gemeinde und wohl hier auch nicht 

gemeint, da in der Skizze eine Grünfläche dargestellt ist. Die Festsetzung einer Grünflä-

che von vornherein beschränkt die Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde, vgl. hierzu 

die Ausführungen zu Sachpunkt 9. 

 

Zu 14. 

Fahrradständer sind vorgesehen. Im Rahmen der nachgelagerten technischen Planung 

kann überprüft werden, ob eine Fläche direkt am Klanghaus besser geeignet ist oder ob 

auf dem öffentlichen Parkplatz Möglichkeiten zur Verfügung stehen. 

 

Zu 15. 

Aufgrund der unzureichenden Kartengrundlage des Ursprungsbebauungsplanes mit der 

Überlagerung der danach erfolgten parzellenscharfen Vermessung sind Abweichungen 

aufgetreten, die nicht dokumentiert wurden. Hier erfolgt eine deklaratorische Anpassung 

der Plangeltungsbereichsgrenze an die Grundstücksgrenze. Die Baugrenze des Klanghau-

ses wird nicht mehr berührt. Für die Einbeziehung dieses Randbereiches aufgrund von 

Kartenungenauigkeiten besteht kein Regelungsbedarf. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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Zu 16. 

Die 1. einfache Änderung des Bebauungsplanes hält an den städtebaulichen Zielsetzungen 

des Ursprungsbebauungsplanes fest und präzisiert diese in Nuancen. Im Ursprungsbebau-

ungsplan wurde ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt und städtebaulich u.a. wie folgt 

begründet. „ […] Das ehemalige , jetzt leerstehende Stallgebäude des erhaltenswerten 

Gutsensembles westlich der alten Dorfstraße droht zu verfallen. Eine ungeordnete Neube-

bauung ist zu befürchten. Über den Erhalt der Gebäude bzw. der zu erhaltenden räumli-

chen Konzeption des Gutsensembles (Dorfanger), über eine behutsame ergänzende Neu-

bebauung, über Art und Maß der baulichen Nutzung in den im Flächennutzungsplan 

ausgewiesenen Bauflächen (W) sind Regelungen im Bebauungsplan getroffen.. […]“.  

Entsprechend diesen Zielsetzungen lassen die Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Nutzung und zu den überbaubaren Grundstücksflächen nur eine behutsame ergänzende 

Neubebauung zu. Diese Zielsetzungen wurden mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

überprüft und verfestigt, sodass die Gemeinde den Ausschluss von Gartenbaubetrieben 

und Anlagen für Verwaltungen vorsieht und die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ferien-

wohnungen aufgrund der Novellierung der BauNVO regelt. Gartenbaubetriebe bestehen 

i.d.R. aus Gewächs- und Treibhäusern mit den dazugehörigen Heizungsanlagen, Abstell- 

und Lagerräume, Verkaufsräume sowie Stell- und Lagerplätze sodass davon auszugehen 

ist, dass solche Baukörper eher einer ortstypischen ergänzenden Neubebauung entgegen-

stehen.  Die mit dem Bebauungsplan aus städtebaulichen Gründen festgesetzten überbau-

baren Grundstücksflächen sind nicht vollumfänglich geeignet, die Betriebsflächen eines 

Gartenbaubetriebes aufzunehmen. Die Gartenbaubetriebe haben somit andere Nutzungs-

ansprüche. Die Gemeinde nimmt die Anregung zum Anlass, die ausnahmsweise Zulässig-

keit von Gartenbaubetrieben wie im Ursprungsbebauungsplan festgesetzt, beizubehalten. 

Aufgrund der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und der zulässigen Grund-

flächenzahl sind entsprechend den städtebaulichen Zielsetzungen nur kleine Gartenbaube-

triebe realisierbar. 

 

Zu 17. 

Die angefügte Skizze wurde der Abwägung zugrunde gelegt, da auf die Skizze auch 

Bezug genommen wurde.  

 

 

 

 

zu berücksichtigen. 
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